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Bitburg, 2804.2004 

Bauort: Hisel, 

Gemarkung: Hisel, Flur: 1, Flst: 29 
Bauantrag: Bau und Betrieb einer Windenergieanlage zur Erzeugung elektr. Energie 

Typ ENERCON E 40/6.44, Nabenhöhe 77,70 m, Rotordurchmesser 43,70 
m und Leistung 600 Kw 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Auf Ihren Antrag wird Ihnen nach § 70 der Landesbauordnung für Rheinland-Pfalz (LBau0) vom 
24.11.98 (GVBI. S. 365) in der jeweils gültigen Fassung, unbeschadet der Rechte Dritter, die 

BAUGENEHMIGNG 

für das oben genannte Bauvorhaben erteilt. 

Die Baugenehmigung wirkt für und gegen die Rechtsnachfolger des Bauherrn (§ 70 Abs. 1 
LBauO). Sie erlischt, wenn innerhalb von vier Jahren nach ihrer Zustellung nicht mit dem 
Bauvorhaben begonnen oder die Ausführung vier Jahre unterbrochen worden ist. Diese Frist kann 
auf schriftlichen Antrag jeweils bis zu vier Jahre verlängert werden. 

Die kosten dieser Baugenehmigung haben Sie gemäß den §§ 2, 10, 11, 13 und 14 des 
Landesgebührengesetzes für Rheinland-Pfalz (1-GebG) vom 03.12.1974 in der jeweils gültigen 
Fassung zu tragen. 

Die Aufteilung und Berechnung der Kosten entnehmen Sie bitte der beiliegenden 
Kostenfestsetzung. 

Das Bauvorhaben ist entsprechend den mit Genehmigungsvermerk versehenen Bauunterlagen 
unter Einhaltung der nachfolgenden Auflagen und Bedingungen durchzuführen. 

 Bankverbindungen 
Kreissparkasse Bitburg-Prüm 

Volksbank Bitburg eG 
Postbank Köln 

 Sprechzeiten: 
BLZ 586 500 30 Konto 141 montags - mittwochs: von 8.00-12.00 Uhr und von 14.00-16.00 Uhr 
BLZ 586 601 01 • Konto 2 010 000 donnerstags: von 8.00 - 12.00 Uhr und von 14.00 - 18.00 Uhr 
BLZ 370 100 50 Konto 2345 1 — 503 freitags: von 8.00-12.00 Uhr 
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5.8.3 Die Nutzung der Zufahrt wird gemäß § 41 Abs. 2 LStrG widerruflich erlaubt. 
5.8.4 Die Erlaubnis erlischt durch Widerruf, Aufgabe der Nutzung oder wenn von ihr binnen 4 

Jahren seit Erteilung des Baugenehmigung kein Gebrauch gemacht wird. Die Aufgabe der 
Nutzung ist der Straßenbaubehörde unverzüglich anzuzeigen. Nach Erlöschen der 
Erlaubnis ist die Zufahrt wieder in den Urzustand zu versetzen und die Straßenanbindung 
ordnungsgemäß herzustellen. Den Weisungen der Straßenbaubehörde ist hierbei Folge 
zu leisten. 

5.8.5 Die Genehmigung bzw. Erlaubnis gilt nur für den Antragsteller! Erlaubnisnehmer und 
seine Rechtsnachfolger, soweit diese Eigentümer oder Nutzungsberechtigte sind. Die 
Rechtsnachfolger haben der Straßenbaubehörde innerhalb von drei Monaten die 
Rechtsnachfolge anzuzeigen. Bis zur Anzeige bleibt auch der bisherige Erlaubnisnehmer 
verpflichtet. 

5.8.6 Alle im Zusammenhang mit dem Bestand und der Ausübung der Sondernutzung sich für 
die Straßenbaubehörde ergebenden Mehraufwendungen und Schäden sind der 
Straßenbaubehörde zu ersetzen. 

5.8.7 Von allen Ansprüchen Dritter, die infolge der Benutzung oder der Herstellung, des 
Bestehens, der Unterhaltung, der Änderung oder der Beseitigung der Zufahrt gegen die 
Straßenbaubehörde gemacht werden, hat der Erlaubnisnehmer die Straßenbaubehörde 
und die betroffenen Bediensteten freizustellen, es sei denn, dass diesen Vorsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

5.8.8 Für die Sondernutzung ist gemäß § 41 Abs. 7 LStrG in Verbindung mit § 47 Abs. 1 LStrG 
und § 4 der Landesverordnung über die Gebühren der Behörden der 
Straßenbauverwaltung (Besonderes Gebührenverzeichnis) vom 17.01 .2002 einejährlich 
wiederkehrende Sondernutzungsgebühr zu entrichten. 

5.8.9 Zahlungshöhe und Zahlungsbeginn sowie die sonstigen zahlungsbegründenden Angaben 
werden dem Erlaubnisnehmer durch das Landesbetrieb Straßen und Verkehr Gerolstein 
gesondert mitgeteilt. 

6. Gewerbeaufsichtliche Nebenbestimmungen 

6.1 An den maßgeblichen Immissionsorten 
Gehöft Niehl 1, 
Gehöft Niehl 2, 
Gehöft Niehl 3 und 

nächstgelegenes Wohnhaus in der Ortschaft Hisel 

dürfen folgende lmmissionsrichtwerte für Geräusche gemäß der Technischen Anleitung 
zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm 98) nicht überschritten werden: 

tags 60 dB (A) 

nachts 45 dB (A) 

Die maßgeblichen Immissionsorte werden entsprechend ihrer Schutzbedürftigkeit 
einem Dorfgebiet zugeordnet. 

Einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen die lmmissionsrichtwerte am Tage um 
nicht mehr als 30 dB (A) und in der Nacht um nicht mehr als 20 dB (A) überschreiten. 
Mess- und Beurteilungsgrundlage ist die Sechste allgemeine Verwaltungsvorschrift 
zum Bundes-lmmissionsschutzgesetz (Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm - 

TA Lärm 98 -). 
6.2 Hierzu ist die Windkraftanlage so zu errichten und zu betreiben, dass der von ihr an den 

maßgeblichen lmmissionsorten erzeugte lmmissionsantejl an Geräuschen nachstehende 
Werte nicht überschreitet: 

lmmissionsort Gehöft Niehl 1: 
nachts: 38,2 dB (A) 
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Immissionsort Gehöft Mehl 2: 
nachts: 38,0 dB (A) 

Immissionsort Gehöft Niehl 3: 
Nachts: 36,8 dB (A) 

Immissionsort nächstgelegenes Wohnhaus in der Ortschaft Hisel: 
nachts: 36,1 dB (A) 

6.3 Die Windkraftanlage ist so zu betreiben, dass der lmmissionsrichtwert für die astronomisch 
maximal mögliche Beschattungsdauer von 30 Stunden innerhalb von 12 
aufeinanderfolgenden Monaten und darüber hinaus 30 Minuten pro Kalendertag an 
Wohnhäusern in der Ortslage und der nach Norden vorgelagerten Aussiedlerhöfe der 
Ortsgemeinde Niehl sowie der Ortsgemeinde Hisel bei Addition der Zeiten aller 
schattenwerfenden Windkraftanlagen nicht überschritten wird. Hierzu ist die 
Windkraftanlage mit einer Abschaltautomatik auszurüsten. 
Hinweis:  

Bei Einsatz einer Abschaltautomatik die keine meteorologischen Parameter 
berücksichtigt, ist die Beschattungsdauer auf die astronomisch mögliche 
Beschattungsdauer von 30 Stunden innerhalb von 12 aufeinanderfolgenden Monaten 
zu begrenzen. Wird eine Abschaltautomatik eingesetzt, die meteorologische Parameter 
berücksichtigt (z. B. Intensität des Sonnenlichts), ist die Beschattungsdauer auf die 
tatsächliche Beschattungsdauer von 8 Stunden innerhalb von 12 aufeinanderfolgenden 
Monaten zu begrenzen. 

6.4 Arbeitsmittel sind mit Schutzeinrichtungen auszustatten, die den unbeabsichtigten Zugang 
zum Gefahrenbereich von beweglichen Teilen verhindern oder die die beweglichen Teile 
vor dem Erreichen des Gefahrenbereiches stillsetzen. 
Die Schutzeinrichtungen 
- müssen stabil gebaut sein; 
- dürfen keine zusätzlichen Gefährdungen verursachen; 
- dürfen nicht auf einfache Weise umgangen oder unwirksam gemacht werden können; 
- müssen ausreichend Abstand zum Gefahrenbereich haben; 
- dürfen die Beobachtung des Arbeitszyklus nicht mehr als notwendig einschränken; 
- müssen die für den Einbau oder Austausch von Teilen sowie für die Wartungsarbeiten 
erforderlichen Eingriffe möglichst ohne Demontage der Schutzeinrichtungen zulassen, 
wobei der Zugang auf den für die Arbeit notwendigen Bereich beschränkt sein muss. 

6.5 Die Befehlseinrichtungen müssen so angeordnet und beschaffen sein oder gesichert 
werden können, dass ein unbeabsichtigtes Betätigen verhindert ist. 
Arbeitsmittel dürfen nur durch absichtliche Betätigung der hierfür vorgesehenen 
Befehlseinrichtung in Gang gesetzt werden können. 

Dies gilt auch 

-für das Wiederingangsetzen nach einem Stillstand, ungeachtet der Ursache für diesen 
Stillstand, 

-für die Steuerung einer wesentlichen Änderung des Betriebszustandes 
(z. B. der Geschwindigkeit, des Druckes usw.), 

sofern dieses Wiederingangsetzen oder diese Änderung für die Beschäftigten nicht völlig 
gefahrlos erfolgen kann. 

6.6 Nach Errichtung der Anlage ist die Konformitätserkärung des Herstellers gemäß 
Maschinenrichtlinie (Richtlinie 98/37 EWG) für die Windkraftanlage als Ganzes der 
Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle Gewerbeaufsicht Trier und uns 
unverzüglich vorzulegen. 


